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NEUEREGELNGEGEN
STEUER-SCHLUPFLÖCHER
Eine globale Mindestbesteuerung soll die Verlagerung von Unternehmen
in Niedrigsteuerländern beenden. Gleichzeitig sollen Digitalkonzerne
dort Steuern zahlen, wo sie gute Geschäfte machen. Eine Maßnahme
für mehr Gerechtigkeit, doch es werden Schlupflöcher befürchtet.

Text / Cornelia Ritzer

EI ine Steuerreform mit Mindeststeu-
ern für weltweit tätige Unternehmen so-

wie für Internetkonzerne: Das wurde im

Juli 2021 bei einem Treffen der Finanz-
minister der G20-Staaten beschlossen.
Die Reform mit einer Mindeststeuer von
15 Prozent samt einer neuen Verteilung
der Steuereinnahmen der 100 größten
und profitabelsten Konzerne zugunsten
von Ländern, in denen diese Unterneh-
men besonders viel Geschäft machen,
soll 2023 in Kraft treten. Die Regelung
richtet sich vor allem an Internetkonzer-
ne, deren Geschäftsmodell es erlaubt,
sich in Ländern mit niedrigen Steuern
niederzulassen. Bis Oktober dieses Jah-
res sollen die letzten offenen Fragen ge-

klärt werden.

GROSSERDURCHBRUCH
Hinter dieser Meldung steht ein Be-

schluss, um den viele Jahre gerungen
wurde. Die Gruppe der 20 wichtigsten
Industrie- und Schwellenländer, zu der
auch die Europäische Union gehört, ist

nun beim Treffen in Venedig zu einer
Einigung gekommen. Der deutsche
Vizekanzler Olaf Scholz sprach sogar
von einem  großen geschichtlichen Mo-

ment", vom größten Durchbruch seit
20 Jahren. Frankreichs Wirtschaftsmi-
nister Bruno Le Maire nannte das die
wichtigste internationale Steuerverein-
barung des Jahrhunderts.

Dieser Einigung auf einen fairen
Beitrag von Unternehmen sind jahre-
lange Verhandlungen der Industrie-
staaten-Organisation OECD voraus-

gegangen, in denen es darum ging,
Steuerregeln endlich an das Digital-
zeitalter anzupassen. Denn die Berichte
über die strategische Steuervermeidung

diverser Internetgiganten sind zahl-
reich. Unternehmen verlegen ihren Sitz
in Niedrigsteuerländer und befeuern
damit den Wettbewerb unter den Staa-

ten, ihre Unternehmenssteuern immer
weiter zu senken. Als Folge davon wer-

den Arbeitsplätze  abgebaut und ver-

lagert, oder die Jobs gehen in Europa
völlig verloren, wenn das Unternehmen
etwa nach Asien abwandert.

In Österreich beträgt die Körper-
schaftssteuer (KöSt) 25 Prozent, laut
Regierungsplänen wird die Steuer auf
Unternehmensgewinne auf 21 Prozent

gesenkt. Gleichzeitig locken in Europa
Länder wie Irland, Luxemburg, Zypern,
Malta und die Niederlande mit niedrigen
Steuersätzen Konzerne an. In Irland, wo
der Körperschaftssteuer-Satz bei 12,5
Prozent liegt, haben die US-Riesen Ap-
ple, Google, Facebook, Twitter und Lin-

kedln ihre Europazentralen. 2019 hat
der US-Konzern Amazon - mit Europa
Sitz in Luxemburg - einen Umsatz von
32 Milliarden Euro erwirtschaftet. Doch
statt Steuern zu zahlen, hat der größte
Onlinehändler der Welt eine Steuergut-
schrift von 300 Millionen Euro erhalten.

GEWINNFÜRDIE STAATSKASSE
Tritt die neue globale Mindestbesteue-
rung in Kraft, rechnen viele Staaten mit

finanziellen Mehreinnahmen. In Ös-
terreich schätzt Finanzminister Gernot
Blümel das Plus für die Staatskassa auf
600 bis 700 Millionen Euro. Laut OECD
dürfte es weltweit Mehreinnahmen von
rund 150 Milliarden Dollar pro Jahr ge-
ben. Zur Kasse gebeten werden Firmen
ab einem Jahresumsatz von 750 Millio-
nen Euro. Experten zufolge betrifft das
weltweit 7.000 bis 8.000 Konzerne.

 Auf rhetorischer Ebene ist das
schon eine historische Veränderung",
sagt David Walch von Attac Österreich,
denn eine Einigung auf einen globalen

globalen
Mindeststeuersatz wäre  vor 15 Jahren
utopisch" gewesen. Doch der 15 Pro-
zent-Steuerplan ist viel zu niedrig, kriti-
siert er.  Das ist eine Reform von reichen
Staaten für reiche Staaten. Für Deutsch-
land, Frankreich und andere Industrie-
staaten wird es zusätzliche Einnahmen
bringen, weil die Konzernsitzländer
mehr Einnahmen kassieren", sagt der
Experte der NGO.

 15 Prozent entspricht dem Niveau
aktueller Steuersümpfe wie Irland und
birgt die Gefahr, dass das globale Steu-
erdumping in diese Richtung fortgesetzt
wird. Es brauchte eine Umkehr und kein
weiteres Sinken." Die Forderung der

NGO, umden  Steuersümpfen" das Ge-
schäftsmodell zu entziehen, lautet 25
Prozent Mindeststeuer, denn in Europa
liegt der Durchschnitt derzeit zwischen
22 und 23 Prozent. Die Mindeststeu-
er-Pläne sehen erstmals eine teilweise
Neuaufteilung der Konzerngewinne vor,
doch auch bei dieser Aufteilung der Ge-
winne nach Umsatz würden die ärms-
ten Länder stark benachteiligt, so Attac
Österreich.  Gerade die ärmsten Staa-
ten gehen in diesem Modell leer aus",
sagt David Walch. Es fehle die globale
Perspektive.

Auch berge das Modell die Gefahr
von Schlupflöchern.  Laut einer Studie
der Europäischen Steuerbeobachtungs-
stelle sind Ausnahmeregelungen mög-
lich, etwa dass die Bemessungsgrundla-
ge dessen, was besteuert wird, reduziert
werden kann. Das würde für Österreich
um ein Viertel weniger Einnahmen be-

deuten." Auch die Neuaufteilung der Ge-

winne sei komplex gestaltet:  Sehr vie-

le technische Regeln schreien danach,
dass getrickst wird und möglichst weni-

ge Steuern gezahlt werden." ^

Internationale Initiative

MINDESTSTEUER
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Die Mindeststeuer von 15 Prozent
soll verhindern, dass Unternehmen
ihren Sitz in Niedrigsteuerländer
verlagern und die Staaten ihre
Unternehmenssteuern im Wettbe-
werb gegeneinander immer weiter
senken. Außerdem sollen internati-
onale Unternehmen künftig nicht
nur in ihrem Heimatland Steuern
zahlen, sondern auch da, wo sie
gute Geschäfte machen. Das betrifft
unter anderem große Digitalkon-
zerne. die bisher oft insgesamt nur
wenig Steuern zahlen. Die Reform
mit einer Mindeststeuer von 15
Prozent und einer neuen Verteilung
der Besteuerungsrechte unter den
Staaten soll 2023 in Kraft treten.

^ Großkonzerne. Die
neue Steuer richtet sich
gegen Unternehmen,
die sich bevorzugt in
Ländern mit niedrigen
Steuern niederlassen.
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IT ED KINGDOM

THIRD C20
FINANCE
MINISTERS
CENTPAL BANK
COVERNORS

. Meilenstein. In den vergangenen Jahren gab es zahlreiche Anläufe für eine internationale Mindeststeuer
für Großkonzerne - bisher vergeblich. Durch die Einigung der G20-Staaten rückt diese nun näher.


